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Drucksache VI/1346 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. November 1970 

1/4 (iv/1) - 68070 - E - Be 12/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Besoldungsrecht in der 

Europäischen Atomgemeinsdiaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der 
Regelung der Bezüge und der Sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernforsdiungs- 
stelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden. 

Der Verordnungsentwurf ist mit Schreiben der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vom 8. Oktober 1970 dem Herrn 
Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht 
abzusehen, üblicherweise verzichten bei derartigen Vorlagen 
die Mitgliedstaaten, in denen die Verordnung nicht zur Anwen- 
dung kommt, auf eine eigene Stellungnahme und schließen sich 
der Haltung des betroffenen Staates an. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 530? Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfacii 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Europäische Gemeinschaften 
Der Rat 


Brüssel, den 19. Oktober 1970 


Ab Schrift 


Schreiben: 

vom: 


der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeichnet von dem 
Kommissionsmitglied, Herrn Jean-Fran(pois Deniau 

8. Oktober 1970 


an: den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften, Herrn Walter 

Scheel 

betrifft: Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Bezüge und sozialen 

Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, 
die in Belgien dienstlich verwendet werden 


Herr PräsidentI 

Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung Nr. 10/63/ 
Euratom des Rates, geändert durch die Verordnung 
Nr. 15/65/Euratom des Rates, bestimmt folgendes: 

„Die in der Tabelle im Anhang festgesetzten Bezüge 
werden erhöht oder gekürzt, wenn der allgemeine 
Einzelhandelspreisindex des Königreichs Belgien im 
Vergleich zu der Indexzahl, die für die vorher- 
gehende Erhöhung oder Kürzung maßgebend war, 
um 2,75 Punkte steigt oder fällt. Die genannten Be- 
züge werden jeweils um 2,5 v. H. erhöht oder 
gekürzt. 

Die Erhöhung oder Kürzung erfolgt mit Beginn des 
zweiten Monats nach Ablauf von zwei aufeinander- 
folgenden Monaten, innerhalb deren der Index die 
Zahl erreicht hat, die eine Änderung rechtfertigt. 
Der zu berücksichtigende Bezugsindex beträgt 
121 Punkte. 

Die Erhöhung gilt als gewährt, wenn der Rat binnen 
sechs Wochen, nachdem die Kommission ihn hiermit 
befaßt hat, nicht entschieden hat." 

Am 20. April 1970 hat die Kommission den Rat 
von ihrer Absicht unterrichtet, die monatlichen 
Grundbezüge der betreffenden Atomanlagen- 
bediensteten in Übereinstimmung mit dem genann- 
ten Artikel 16 Absatz 1 mit Wirkung vom 1. April 
1970 zu erhöhen. 

Bei dieser Gelegenheit hat der Vertreter Belgiens 
in der Gruppe „Statut" des Rates die Kommission 


i und die übrigen Delegationen darauf aufmerksam 
gemacht, daß die Erhöhungen der Bezüge für die in 
Belgien dienstlich verwendeten Atomanlagenbedien- 
steten auf der Basis der unter Bezugnahme auf den 
Index 121 festgesetzten Gehälter vorgenommen wer- 
den, während die Lohnerhöhungen für vergleichbare 
belgische Bedienstete auf der Basis von Gehältern 
mit dem Bezugsindex 1,0 erfolgen. 

Der Vertreter Belgiens vertrat die Auffassung, 
daß dieses Mißverhältnis beseitigt werden müßte, 
und die Gruppe „Statut", die sich im übrigen dem 
Kommissionsvorschlag vom 20. April 1970 anschloß, 
war der Auffassung, die Kommission solle dem Rat 
einen geeigneten Vorschlag zur Beseitigung dieses 
■ Mißverhältnisses unterbreiten. 

1 Die Kommission schlägt somit dem Rat vor, die 
Verordnung Nr. lO/63/Euratom des Rates vom 
18. Dezember 1963 zur Regelung der Bezüge und 
sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten 
der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, die in 
Belgien dienstlich verwendet werden, dementspre- 
chend zu ändern und die diesem Schreiben im Ent- 
wurf beigefügte Verordnung zu erlassen. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausger.eichneten Hochachtung. 

gez. Jean-Fran(;ois Deniau 
Mitglied der Kommission 
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Vorschlag für eine Verordnung (Euratom) des Rats 
zur Änderung der Regelung der Bezüge und Sozialen Sicher- 
heit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen Kern- 
forschungsstelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden 


Der Rat der Europäischen Gemeinschaften, 

gestützt auf die Verordnung (EWG, EAG, EGKS) 
Nr. 259/68 des Rats vom 29. Februar 1968 zur Fest- 
legung des Statuts der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaften und der Beschäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaf- 
ten^), insbesondere auf Artikel 4, Absatz 2, sowie 
die Artikel 84 und 95 dieser Verordnung, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 10/63/Euratom 
des Rates vom 18. Dezember 1963 zur Regelung der 
Bezüge und Sozialen Sicherheit der Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung Nr. 1399/70/ 
Euratom des Rates ^), insbesondere auf Artikel 16, 
auf Vorschlag der Kommission 
und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es obliegt dem Rat, auf Vorschlag der Kommis- 
sion unter Zugrundelegung der örtlichen Gepflogen- 
heiten die Regelung der Bezüge der Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle für jeden Ort der dienstlichen Verwendung 
festzulegen. 

Der vorgenannte Artikel 16 ist mit den örtlichen 
Bestimmungen zur Anpassung der monatlichen 
Grundbezüge an den allgemeinen Einzelhandels- 
preisindex in Übereinstimmung zu bringen. 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 16 Absatz 1, erster Unterabsatz der Verord- 
nung Nr. 10/63/Euratom wird durch folgende Be- 
stimmungen ersetzt: 

„1. Die in der Tabelle im Anhang festgesetzten 
Bezüge werden erhöht oder gekürzt, wenn der 
allgemeine Einzelhandelspreisindex des König- 
reichs Belgien im Vergleich zu der Indexzahl, 
die für die vorhergehende Erhöhung oder 
Kürzung maßgebend war, um 2,75 Punkte steigt 
oder fällt. Die genannten Bezüge werden jeweils 
um 2,28 ^/ü erhöht oder gekürzt." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1970 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 188 
vom 28. Dezember 1963, S. 2992/3 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 17. Juli 1970, S. 4 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 


Der Präsident 



